
Eine halbe DemokraƟebewegung – ein kriƟscher Kommentar 
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Seit den Veröffentlichungen der Medienplaƪorm am 10. Januar 
2024 über ein bereits im November 2023 staƩgefundenes Tref-
fen von AfD-Mitgliedern, Unternehmern, Ärzten, Juristen und 
CDU-Mitgliedern in Potsdam, die über Abschiebe- und Vertrei-
bungspläne von Migranten und nicht mit der deutschen „Leit-
kultur“ konformen Menschen mit deutschem Pass diskuƟerten, 
rollt seit fast 2 Jahren eine Welle des demokraƟschen Protests 
durch Deutschland. Die Teilnehmerzahlen an den Kundgebun-
gen, DemonstraƟonen, LichterkeƩen und anderen AkƟonen ge-
hen miƩlerweile in die Millionen, die Teilnehmer bilden von der 
explizit anƟkapitalisƟschen AnƟfa bis hin zu Unternehmerver-
bänden und Unternehmen, die Rassismus unter dem Gesichts-
punkt, dass dieser der deutschen WirtschaŌ und damit „unse-
rem Wohlstand“ – ist auch der der 5,7 Millionen Bürgergeldbe-
zieher gemeint? -  schaden könnte, eine viele Segmente der 
deutschen GesellschaŌ erfassende Fronde zur Abwehr insbe-
sondere der AfD. Dabei gehen auch in den ostdeutschen Bun-
dessländern muƟge Demokraten auf die Straße und überlassen 
öffentliche Räume nicht mehr den Neonazis, Rassisten und Au-
toritären und ihrer parlamentarischen VorfeldorganisaƟon. Viel-
fach bemüht werden Aussagen zur „Verteidigung unserer Demo-
kraƟe“, „gegen Rassismus und für Toleranz“, „gegen Ausgren-
zung, für Vielfalt,“ auch gegen „Extremismus.“ Ja, auch Forde-
rungen nach einem Verbot der AfD, ihrer besonders faschisƟ-
schen Landesverbände oder der Entzug staatlicher Parteienfi-
nanzierung sind zu sehen. 
Zunächst: Was ist die Frontstellung gegen Rassismus wert, 
wenn, wie in Hannover und andernorts PoliƟker aus SPD und 
Grünen ohne erkennbare Gegenrede aus den DemonstraƟonen 
Stellung nehmen gegen Rassismus und Diskriminierung, die wie 
der damalige Kanzler Olaf Scholz noch ein paar Wochen zuvor 
auf dem TitelblaƩ des „Spiegel“ Abschiebungen von Geflüchte-
ten in großem Umfang gefordert haben (SƟchwort: „Rückfüh-
rungsvereinfachungsgesetz“), jetzt auf Bundesebene wenig ge-
gen die rechtwidrigen PrakƟken des MitkoaliƟonärs Dobrindt 
einzuwenden haben und eben diese LandespoliƟker ebenso 
nichts gegen das Hochziehen tödlicher Mauern gegen Flüch-
tende tun, es sei denn, sie kommen „aus den richƟgen Ländern“, 
wie der Ukraine. Diese Ungleichbehandlung gegenüber Klima- 
oder Kapitalismusflüchtlingen ist schon selbst ein Skandal.  Nicht 
nur, dass es Augenwischerei ist, die jetzigen und erst recht nicht 
die kommenden Fluchtwellen mit Frontex, Abschiebungen in 
angeblich sichere DriƩstaaten und Bezahlkarten in den Griff zu 
bekommen, es gibt „dem Affen Zucker.“ Wir werden mit jedem 
Zehntelgrad der Klimaerwärmung eine sich ausweitende Todes-
zone im Süden bekommen, in denen menschliches Leben nicht 
möglich oder unerträglich sein wird. Und aus solchen SituaƟo-
nen fliehen Menschen nun einmal. Jede Mauer, die dagegen 
vermeintlich hilŌ, wirkt auch auf die GesellschaŌen zurück, die 
sie errichten – und das nicht in demokraƟschem Sinn. Warum 
wohl geraten die SeenotreƩer im MiƩelmeer immer stärker ins 
Visier strafrechtlicher Regeln, die im posƞaschisƟschen Italien ja 
nur ausprobiert werden, aber durchaus auch bei uns Diskussi-
onsstoff sind?  Wir werden uns in vollem Bewusstsein der Tatsa-
che stellen müssen, dass die Klimakatastrophe immer mehr zu 
einem Prüfstein demokraƟscher Verhalts- und 

 
1 Wilfried Gaum ist Mitglied des Vorstands des Forums für PoliƟk und 
Kultur e.V. Dieser Beitrag stellt seine persönliche Meinung dar. 

Regierungsformen werden wird. Wohlfühlformeln werden dann 
nichts mehr nützen. 

Was aber ist genau mit „Verteidigung unserer DemokraƟe“ ge-
meint? Welche DemokraƟe ist gemeint? Zunächst: Muss es 
nicht präziser um die Verteidigung von Grundrechten gehen, die 
sich aus Art. 1 unserer Verfassung, der MenschenwürdegaranƟe 
ergeben und die weitgehend von allen Menschen in Anspruch 
genommen werden können, die auf deutschem Boden leben? 
Niemand darf wegen seines Geschlechts, seiner Abstammung, 
seiner Sprache, seiner Heimat und HerkunŌ, seines Glaubens, 
seiner religiösen oder poliƟschen Anschauungen benachteiligt 
oder bevorzugt werden, Art. 3 Abs. 3 Grundgesetzes. Wenn die-
ser Verfassungsgrundsatz, der sich als Abwehrrecht zunächst ge-
gen staatliche Zumutungen richtet, zum selbstverständlichen 
Bestandteil unseres Lebens mit- und untereinander werden soll, 
dann haben die DemonstraƟonen und ManifestaƟonen ihren 
Sinn. Daran wäre aber zu arbeiten und das hat mit der „Tole-
ranz“, die allenthalben von wohlmeinenden Bürgerinnen und 
Bürgern hochgehalten wird, nichts zu tun. Wer toleriert, der 
nimmt lediglich hin, duldet. Darum geht es aber nicht: es geht 
um gleiche Rechte, gleiche BerechƟgung, gleichen Diskurs. Man 
kann auch sagen: DemokraƟe als Lebensform. Sozialdemokra-
ten konnten einmal etwas mit dieser Formel anfangen. Natürlich 
geht es auch um ihre Grenzen, über die auch zu diskuƟeren wä-
ren. 
Und hier bin ich beim nächsten Thema: um welche Art von De-
mokraƟe geht es? Um die SƟmmzeƩeldemokraƟe, die mit ge-
wagter theoreƟscher KonstrukƟon von einem GesellschaŌsver-
trag ausgeht, dass es so, wie es ist, gut ist? Dass über die Wahl 
poliƟscher Parteien der Souverän, das Volk, alle vier oder fünf 
Jahre seine Repräsentanten wählt und ansonsten am insƟtuƟo-
nellen Prozess nicht mehr maßgeblich teilnimmt? Wer diese 
Form von DemokraƟe meint, die verteidigt werden müsse, der 
hat von der profunden LegiƟmaƟonskrise der länger etablierten 
poliƟschen Parteien ebenso wenig Kenntnis genommen wie von 
der Krise der parlamentarischen Entscheidungsprozesse, in de-
nen Lobbyinteressen im Zweifel doch mehr Gewicht haben als 
die Wählerinnen und Wähler. Geht es nicht vielmehr um eine 
soziale DemokraƟe, in der ALLE materiell so gesichert sind, dass 
sie am poliƟschen und kulturellen Leben gleichberechƟgt teil-
nehmen können, wenn sie wollen? Um eine soziale Grundierung 
poliƟscher DemokraƟe zudem, in der wir auch in der Zeit in und 
bei der Arbeit gleichberechƟgt mit Anderen über diese zentra-
len acht bis zehn Stunden unseres täglichen Lebens selbst ent-
scheiden, sich selbst die Regeln geben, ohne FremdbesƟmmung 
unter dem Druck von Profit und Gewinnmaximierung? Das wäre 
doch eine soziale DemokraƟe, eine DemokraƟe als Lebensform, 
eine ganze DemokraƟe. Diese Überlegungen sehe ich in dieser 
DemokraƟebewegung nicht, ich sehe keine Utopie einer ganzen 
staƩ einer halben DemokraƟe. Sicher, die Zweifler, Nörgler, Kri-
Ɵker, Beschwörer des Phantoms einer geschlossenen Gesell-
schaŌ mit weißer Hauƞarbe werden nicht alle zu überzeugen 
sein, aber das Ziel einer ganzen DemokraƟe würde den energe-
Ɵschen Stoff dafür liefern, genau diese Gegner einer Gesell-
schaŌ der gleichen Menschenwürde nicht nur aufzuhalten, son-
dern zu überwinden.  

Ist es nicht Aufgabe der Freunde der DemokraƟe, genau dies zu 
tun? Die Beschwörung und Verteidigung des Status quo werden 
nicht reichen. 


